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Internationales Steuerrecht

FG Bremen: Kein pauschales Betriebsausgabenabzugsverbot bei
vorheriger Hinzurechnungsbesteuerung

Entgegen der Auffassung des FG Bremen kommt der BFH zu dem Ergebnis, dass das
pauschale Betriebsausgabenabzugsverbot auch bei vorheriger Hinzurechnungsbesteuerung
anzuwenden ist. 
BFH, Urteil vom 26.04.2017, I R 84/15, siehe Deloitte Tax-News
                                                                                                                                         

FG Bremen (Vorinstanz)
Das pauschale Betriebsausgabenabzugsverbot nach § 8b Abs. 5 KStG ist auf
Gewinnausschüttungen, die zuvor der Hinzurechnungsbesteuerung nach AStG unterlegen
haben, nicht anzuwenden (entgegen Verwaltungsauffassung).

Sachverhalt
Die Klägerin, eine GmbH, ist an der schweizerischen X-AG (hier: Zwischengesellschaft)
beteiligt. Aus der Beteiligung wurden ihr für die Jahre 2006 bis 2009 Hinzurechnungsbeträge
nach AStG hinzugerechnet. Im Jahr 2009 nahm die X-AG eine Ausschüttung an die GmbH
vor. Die Klägerin beantragte, diese Ausschüttung nach § 3 Nr. 41a EStG komplett steuerfrei
zu stellen, da in den Vorjahren bereits Hinzurechnungsbeträge aus derselben Beteiligung
der Einkommensbesteuerung unterlegen haben. Das Finanzamt hingegen vertrat die
Auffassung, dass 5% der bei Ermittlung des Einkommens steuerfrei gestellten Bezüge nach §
8b Abs. 5 KStG nicht als Betriebsausgaben abgezogen werden dürften.

Entscheidung
Das FG gab der Klage statt und entschied, dass das Finanzamt das pauschale
Betriebsausgabenabzugsverbot nach § 8b Abs. 5 KStG zu Unrecht angewandt habe.

§ 10 Abs. 2 S. 3 AStG bestimmt ausdrücklich, dass für den Hinzurechnungsbetrag eine
Steuerfreistellung nach § 8b Abs. 1 KStG nicht in Betracht kommt. Um eine Doppelerfassung
von Einkünften zu vermeiden, ordnet § 3 Nr. 41 Buchst. a EStG wiederum an, dass
Gewinnausschüttungen aus einer Beteiligung an einer ausländischen Zwischengesellschaft
steuerfrei sind, wenn Hinzurechnungsbeträge im selben oder in den sieben
vorangegangenen Jahren der ESt unterlegen haben.

Die Anwendung der Vorschrift des § 3 Nr. 41 Buchst. a EStG auch auf Kapitalgesellschaften
wird z.T. bestritten. Nach Ansicht des FG stehe der Wortlaut der Vorschrift einer
Anwendung auf Körperschaften nicht entgegen. Das sieht auch die Finanzverwaltung so.
Weiter ist die Finanzverwaltung allerdings der Ansicht, dass das pauschale
Betriebsausgabenabzugsverbot des § 8b Abs. 5 S. 1 KStG auch auf Gewinnausschüttungen,
die nach § 8 Abs. 1 KStG i. V. m. § 3 Nr. 41 EStG steuerfrei sind, anzuwenden sei (OFD
Niedersachsen vom 13.02.2014, OFD Frankfurt am Main vom 07.04.2011, Thüringer
Landesfinanzdirektion vom 29.05.2008; ebenso wohl auch: FG Düsseldorf, Urteil vom
16.09.2014, FG des Saarlandes, Urteil vom 24.03.2015).

Das sieht das FG Bremen anders: Zunächst spreche schon der systematische
Zusammenhang der Absätze 1 und 5 des § 8b KStG dagegen, § 8b Abs. 5 KStG anzuwenden,
wenn die Bezüge aus einem anderen Rechtsgrund als § 8b Abs. 1 KStG von der Besteuerung
ausgenommen sind. Darüber hinaus verdränge § 3 Nr. 41 Buchst. a EStG als
Korrekturvorschrift nach dem Regelungskonzept der Hinzurechnungsbesteuerung und
somit als lex specialis die allgemeine Vorschrift des § 8b KStG, sodass § 8b Abs. 5 KStG nicht
angewendet werden könne. Schließlich habe die Dividende über die
Hinzurechnungsbesteuerung bereits zu 100% der inländischen Besteuerung auf der
Gesellschafterebene unterlegen, insofern liege der Tatbestand der Steuerfreistellung der
Bezüge im Inland – was die Anwendung von § 8b Abs. 5 KStG rechtfertigen würde – gerade
nicht vor. Durch die Anwendung des pauschalen Betriebsausgabenabzugsverbots würde
sich eine Schlechterstellung (Doppelbelastung) bei der Hinzurechnungsbesteuerung
ergeben, die dem Leistungsfähigkeitsgebot widerspreche. Die Hinzurechnungsbesteuerung
solle allein die Abschirm- und Aufschubwirkung der ausländischen Zwischengesellschaft
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aufheben, aber nicht eine Strafbesteuerung bewirken.

Abschließend führt das FG aus, dass dieses Verständnis auch nicht im Widerspruch zu den
Fällen der Steuerfreistellung durch ein DBA-Schachtelprivileg stehe, da dies nicht mit der
Freistellung von Gewinnausschüttungen, die durch die vorgelagerte
Hinzurechnungsbesteuerung bereits vollständig steuerlich erfasst worden seien,
vergleichbar sei.
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